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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 

Aufstufung der Gemeindestraße "Dieckhorster Straße" in Meinersen  
zur Kreisstraße 46 

 
Das zwischen der Hauptstraße und der B 188 befindliche Teilstück der in der Gemarkung 
Meinersen, Landkreis Gifhorn, gelegenen Gemeindestraße "Dieckhorster Straße", sowie der 
Kreuzungsbereich Dieckhorster Straße/Hauptstraße werden mit einer Länge von insgesamt 
534 Metern mit Wirkung vom 01.01.2010 zur Kreisstraße 46 aufgestuft. 
 
Neuer Träger der Straßenbaulast ist der Landkreis Gifhorn.  
 
In dem Zuge wird die nördliche Ortsdurchfahrtsgrenze von Meinersen im Verlauf der 
Kreisstraße 46 bei Straßenkilometer 8,469 festgelegt. Damit erstreckt sich die Ortsdurchfahrt 
Meinersen im Zuge der Kreisstraße 46 jetzt von km 7,150 bis km 8,469. 
 
Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungsgericht Braunschweig, Am 
Wendentor 7, 38100 Braunschweig, erhoben werden.  
Die Klage ist gegen den Landkreis Gifhorn zu richten. 
 
Landkreis Gifhorn 
Die Landrätin 
Im Auftrage 
 
Eggeling 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Der Windpark am Wasserkamp GmbH & Co. Betriebs-KG, Berliner Platz 1, 25524 Itzehoe, 
ist mit Datum vom 15.12.2009 eine Genehmigung nach § 4 i. V. m. § 10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes erteilt worden. Die Genehmigung umfasst die Errichtung und den 
Betrieb von 3 Windkraftanlagen in der Gemarkung Jelpke. 
 
Der verfügende Teil der erteilten Genehmigung und die Rechtsbehelfsbelehrung werden als 
Anlage bekannt gemacht. Die Genehmigung enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung 
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
sicherzustellen. 
 
Der vollständige Genehmigungsbescheid (einschließlich Begründung) liegt in der Zeit vom  
 
    01.02.2010 bis 12.02.2010 
 
a) beim Landkreis Gifhorn 

Fachbereich Umwelt - Zimmer II/111 
Schlossplatz 1 
38518 Gifhorn 

 
montags - freitags    8.30 - 12.00 Uhr 
Donnerstag     zusätzlich 14.00 - 17.00 Uhr 
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b) bei der Samtgemeinde Isenbüttel 

Bauamt - Zimmer 4 
Wiesenhofsweg 4 
38550 Isenbüttel 

 
montags - freitags    8.00 - 12.00 Uhr 
Donnerstag              15.00 - 18.00 Uhr 
Mittwoch geschlossen 
 

 
öffentlich aus und kann dort während der vorgenannten Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine 
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Ferner wird darauf hingewiesen, dass 
diejenigen, die in dem unter Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführten Verfahren während 
der Einwendungsfrist keine Einwendungen erhoben haben, mit etwaigen Rechtsbehelfen 
gegen den Bescheid grundsätzlich ausgeschlossen sind. 
 

Landkreis Gifhorn 
 
Gifhorn, 16.12.2009 
 
Marion Lau 
Landrätin 

Anlage 
 

Entscheidung 
 
Hiermit wird Ihnen aufgrund §§ 4 und 10 BImSchG i. V. m. Nr. 1.6 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb  der folgenden Anlage erteilt: 
 

Windpark „ Am Wasserkamp“ 
 

Standort: 
Gemarkung:  Jelpke 
Flur:   1 
Flurstück:  54/1 und 56/3 
 
Die Genehmigung erstreckt sich auf die Errichtung und den Betrieb von 3 Windkraftanlagen 
mit einer Gesamthöhe von 99,5 m und ist gemäß den dieser Genehmigung beigefügten 
Plänen und Beschreibungen sowie nach Maßgabe der aufgeführten Nebenbestimmungen 
durchzuführen.  
 
Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung die nach der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) zu erteilende Baugenehmigung ein. 

 
Nebenbestimmungen und Hinweise 

(hier nicht abgedruckt) 
 

Kosten 
(hier nicht abgedruckt) 
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Begründung 

(hier nicht abgedruckt) 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landkreis 
Gifhorn, Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, einzulegen. 
 
Die Kreiskrankenhaus Gifhorn GmbH beantragt mit Planunterlagen vom 10.12.2009 die 
wasserrechtliche Genehmigung für die Verlegung des Dannheidegrabens in der Gemarkung 
Gamsen, Flur 9, Flurstücke 21/8 und 27/4. 
 
Gem. § 5 in Verbindung mit Anlage 1, Nummer 14, der Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben 
des Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeit (NUVPG) ist für ein solches 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles vorgeschrieben. Diese Vorprüfung 
der entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht zu fordern ist. 
 
Gem. § 6 des NUVPG wird dieses Ergebnis hiermit bekannt gemacht.  
 
Herr Horst Wrobel beantragt mit Planunterlagen vom 09.10.2009 die wasserrechtliche 
Genehmigung für den Bau und die Erweiterung von Teichen in der Gemarkung Gifhorn, Flur 
17, Flurstücke 56, 47/4 und 48/2, auf dem Gelände des Mühlenmuseums. 
 
Gem. § 5 in Verbindung mit Anlage 1, Nummer 14, der Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben 
des Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeit (NUVPG) ist für ein solches 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles vorgeschrieben. Diese Vorprüfung 
der entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht zu fordern ist. 
 
Gem. § 6 des NUVPG wird dieses Ergebnis hiermit bekannt gemacht.  
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Der Landwirt Rainer Wendt, Eichenring 8, 29393 Groß Oesingen beabsichtigt, seine in der 
Gemarkung Zahrenholz (Flur 2, Flurstück 103/7) bestehende Masthähnchenanlage mit 
82.000 Tierplätzen zu erweitern. Es sollen ein weiterer Stall mit 42.000 
Masthähnchenplätzen, drei Futtermittelsilos, ein Stahlbetonerdbehälter sowie ein Abluftturm 
am vorhandenen Stall errichtet werden. Die Anlage soll im August 2010 in Betrieb 
genommen werden. 
 
Die Erweiterung der vorgenannten Anlage bedarf der Genehmigung nach § 16 i. V. m. § 10 
Bundes-Immissionsschutzgesetz. Gemäß Nr. 8.1. a) der ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz ist 
der Landkreis Gifhorn, Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, die zuständige 
Genehmigungsbehörde. 
 
Für das Vorhaben ist gemäß § 3 b Abs. 3 i. V. m. Nr. 7.3.1 der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich. 
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Der Antrag und die dazugehörigen Unterlagen sowie die Umweltverträglichkeitsstudie 
können  
 
    vom 15.02.2010 - 14.03.2010 
 
bei folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 
 
Landkreis Gifhorn 
Fachbereich Umwelt - Zimmer II/111 
Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn 
 
Montag - Freitag    8.30 - 12.00 Uhr 
Donnerstag     8.30 - 12.00 Uhr und 14.00 - 17.00 Uhr 
 
Samtgemeinde Wesendorf 
Bauamt - Zimmer 1.05 
Alte Heerstr. 20, 29392 Wesendorf 
 
Montag und Dienstag    8.00 - 12.00 Uhr  
Donnerstag     8.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
Freitag      8.00 - 12.00Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist (bis zum 29.03.2010) schriftlich bei den genannten 
Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist werden alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Alle form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden dem Antragsteller und - soweit 
sie deren Aufgabenbereich berühren - den beteiligten Behörden zur Kenntnis gebracht. 
Namen und Anschrift der Einwender werden auf deren Antrag unkenntlich gemacht. 
Gleichförmige Einwendungen können unberücksichtigt bleiben, wenn die Unterzeichner ihren 
Namen oder ihre Anschrift nicht oder nicht leserlich angegeben haben. 
 
Für den Fall, dass form- und fristgerechte Einwendungen erhoben werden, wird der 
Erörterungstermin bestimmt auf 
 
   Dienstag, den 11.05.2010, 10.00 Uhr 
   Landkreis Gifhorn, Großes Sitzungszimmer  
   Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn. 
 
Bei Bedarf wird die Erörterung an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Die form- und 
fristgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 
 
Die Durchführung des Erörterungstermins liegt im Ermessen der Genehmigungsbehörde; der 
Wegfall wird öffentlich bekannt gemacht. 
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Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Zustellung des Bescheides an Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, ebenfalls durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen kann. 
 
Gifhorn, 19.01.2010 
 
Landkreis Gifhorn 
 
Marion Lau 
Landrätin 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 

Bekanntmachung 
 
Die am 28.09.2009 vom Rat der Stadt Gifhorn beschlossene 103. Änderung des 
Flächennutzungsplanes (Sportzentrum Nord) – Teilplan 2 ist mit Verfügung des Landkreises 
Gifhorn vom 21.12.2009, Az.: 8/6121-02/00/103, genehmigt worden. 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) wird die Genehmigung der 
Flächennutzungsplanänderung bekannt gemacht. Die Planunterlagen mit Begründung sowie 
die zusammenfassende Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB liegen während der 
Sprechzeiten der Verwaltung im Rathaus der Stadt Gifhorn, Marktplatz 1, Zimmer 201, zu 
jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ergeben 
sich aus nachfolgendem Übersichtsplan.1 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1.) entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.) die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in 
Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung 
der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher 
Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich 
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben 
dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 
Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 
unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch 
in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der 
Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

                                                 
1 abgedruckt auf Seite 63 dieses Amtsblattes 
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3.) die Vorschriften über die Begründung und die zusammenfassende Erklärung des 

Flächennutzungsplans sowie seiner Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 
Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn die Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung des 
Flächennutzungsplans oder seine Entwürfe unvollständig sind; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht 
unbeachtlich, wenn die Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4.) ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt, oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung und die zusammenfassende 
Erklärung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) für die Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan maßgebend ist. 
 
Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel der 
Abwägung unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Der Flächennutzungsplan wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Gifhorn, 15. Januar 2010 
 
Birth 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

Bekanntmachung 
 
Der Rat der Stadt Gifhorn hat in seiner Sitzung am 28.09.2009 folgenden  Bebauungsplan 
als Satzung beschlossen: 
 
 Bebauungsplan Nr. 37 „Sportzentrum Nord“, Ortschaft Gamsen 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) wird der o. g. Bebauungsplan bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan mit der entsprechenden Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB können während der 
Sprechzeiten der Verwaltung im Rathaus der Stadt Gifhorn, Marktplatz 1, Zimmer 201, von 
jedermann eingesehen werden.  
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
nachfolgendem Übersichtsplan.2 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich ist, wenn 
 
1.) entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.) die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in 
Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung 
der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher 
Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich 
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben 
dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 
Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 
unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch 
in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der 
Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3.) die Vorschriften über die Begründung der Satzung sowie Ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder Ihrer 
Entwürfe unvollständig sind; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung 
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4.) ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt, oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 
Abs. 2 bis 4 unbeachtlich ist, wenn 
 
1.) die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 

                                                 
2 abgedruckt auf Seite 64 dieses Amtsblattes 
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2.) § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3.) der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4.) im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.  
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) für die Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan maßgebend ist. 
Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (zuletzt geändert am 21. Dezember 2006, 
BGBl. I S. 3316) die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel der 
Abwägung unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer 
zulässigen Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch nach § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 erlischt nach Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gifhorn, 15. Januar 2010 
 
Birth  
Bürgermeister     (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Stadt Wittingen für das Haushaltsjahr 2010 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Wittingen 
in der Sitzung am 10.12.2009 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 
beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   13.841.100 € 
    in der Ausgabe auf   13.841.100 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf     3.121.800 € 
    in der Ausgabe auf     3.121.800 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.431.400 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2010 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 365 v. H. 
b) für Grundstücke (Grundsteuer B)     355 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer       360 v. H. 
 
Wittingen, 10.12.2009 
 

Stadt Wittingen 
 
Ridder      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
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Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02.2010 bis einschl. 
09.02.2010 zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Wittingen, den 25.01.2010 
 
Ridder 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 2010 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Sassenburg in seiner Sitzung am 10.12.2009 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   9.091.600 € 
    in der Ausgabe auf   9.091.600 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   4.831.700 € 
    in der Ausgabe auf   4.831.700 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 585.200 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 2.400.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2010 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  400 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     400 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        350 v. H. 
 
Sassenburg, den 10.12.2009 
 
Arms      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach §§ 91 Abs. 4 und 92 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Gifhorn am 27.01.2010 – Az.: 1/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Westerbeck, den 28.01.2010 
 
Arms 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Samtgemeinde Boldecker Land in der Sitzung am 17.12.2009 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt   im Vermögenshaushalt 
 
in der Einnahme auf    6.988.000 €  in der Einnahme auf   1.174.100 € 
in der Ausgabe auf    6.988.000 €  in der Ausgabe auf                1.174.100 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 600.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Es wird eine Samtgemeindeumlage in Höhe von 2.262.100 € erhoben. Die Umlage wird 
gem. § 5 der Hauptsatzung je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden 
zum 30.06.2009 und nach den Bemessungsgrundlagen der Kreisumlage festgesetzt. 
Für die andere Hälfte werden folgende Umlagesätze festgesetzt: 
21,1496 v. H. nach den Bemessungsgrundlagen der Kreisumlage 
 
Weyhausen, den 17.12.2009  
 
Leusmann 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 76 Abs. 2 NGO i. V. m. § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den 
Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
26.01.2010 - AZ: 1/1511-07 - erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Weyhausen, den 28.01.2010 
 
Leusmann 
Samtgemeindebürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Bokensdorf in der Sitzung am 03.12.2009 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   647.900 € 
    in der Ausgabe auf   647.900 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   855.700 € 
    in der Ausgabe auf   855.700 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 35.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 35.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2010 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  340 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     330 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        300 v. H. 
 
Bokensdorf, den 03.12.2009 
 
Widdecke     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
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Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 
während der Geschäftszeiten  zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im Rathaus der 
Samtgemeinde Boldecker Land öffentlich aus. 
 
Bokensdorf, den 15.01.2010 
 
Widdecke 
Bürgermeister 
 
Satzung über die Verringerung der Zahl der zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren 

in der Samtgemeinde Brome 
 
Aufgrund der §§ 6, 32 Abs. 2 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 
28.10.2006, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.05.2009 (Nds. GVBl. 
S. 191), hat der Rat der Samtgemeinde Brome in seiner Sitzung am 17.12.2009 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Verringerung der Ratsfrauen und Ratsherren 

 
Die Zahl der zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren wird für die kommende Wahlperiode 
auf 30 festgelegt. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Brome, 17.12.2009 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister 
 

1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung der Samtgemeinde Brome 
 
Aufgrund der §§ 6, 8  und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zurzeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Brome in seiner Sitzung am 26.11.2009 
folgende 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Der § 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
1. Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 
Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besucher entsprechend zu verhalten. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
 
2. Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter Verantwortung 
Erwachsener betreten. 
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3. Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet:  
 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z. B. Rollschuhen, Inlineskater), 
ausgenommen Kinderwagen und Rollstühle, zu befahren, 

b) der Verkauf Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbieten 
von Dienstleistungen, 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen, 
d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu 

privaten Zwecken, 
e) Druckschriften zu verteilen, 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen (soweit sie 
nicht als Wege dienen), Grabstätten und Grabeinfassungen zu betreten, 

h) zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken sowie zu lagern, 
i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde. 

 
Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und 
der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
 
4. Totengedenkfeiern sind 1 Woche vorher bei der Samtgemeinde zur Zustimmung 
anzumelden. 
 

Artikel 2 
 

Der § 8 erhält folgende Fassung: 
 

§ 8 
Gewerbetreibende 

 
1. Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für 
Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Samtgemeinde, die 
gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 
 
2. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die  
 
 a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
 b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 

  Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen 
  und 

 c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 
 
3. Die Zulassung erfolgt durch Zulassungsbescheid. Die Zulassung kann befristet werden. 
 
4. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für jeden Bediensteten bei der 
Samtgemeinde einen Ausweis zu beantragen. Die Zulassung und die Bedienstetenausweise 
sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. 
 
5. Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die 
sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen. 
 
6. Unbeschadet § 6 Nr. 3 Buchstabe c) dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen nur 
während der von der Samtgemeinde festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In den 
Fällen des § 5 Nr. 2 sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt. 
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7. Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 
nur vorübergehend nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. Bei 
Beendigung und Unterbrechung der Tagesarbeit, sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in 
den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen 
keinerlei Abfall, Abraum, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerbliche Geräte 
dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 
 
8. Gewerbetreibende, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften der Abs. 4 bis 7 
verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, kann die Samtgemeinde die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer durch 
schriftlichen Bescheid entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung 
entbehrlich. 
 
9. Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden 
Bediensteten bei der Samtgemeinde einen Ausweis zu beantragen. Die 
Bedienstetenausweise sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. Die Nr. 1 - 4, 
Nr. 6 Satz 2 und Nr. 8 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über eine 
einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Niedersachsen 
abgewickelt werden. 
 

Artikel 3 
 

Inkrafttreten 
 
Die 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 
 
Brome, 26.11.2009 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Samtgemeinde Brome 
 
Die am 24.09.2009 vom Rat der Samtgemeinde beschlossene 
32. Flächennutzungsplanänderung ist am 02.11.2009 dem Landkreis Gifhorn zur 
Genehmigung vorgelegt worden. 
 
Der Landkreis Gifhorn hat mit Verfügung vom 19.01.2010, Az.: 8/6121-02/40/32, die 
Genehmigung gem. § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) erteilt.  
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Änderung des Flächennutzungsplanes bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung sowie der zusammenfassenden Erklärung liegen 
während der Sprechstunden der Verwaltung im Rathaus der Samtgemeinde zu jedermanns 
Einsicht aus. 
 
Über den Inhalt der 32. Flächennutzungsplanänderung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der 32. Flächennutzungsplanänderung ergeben 
sich aus anliegenden Übersichtskarten.3 
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 3, Satz 2 BauGB genannten Vorschriften unbeachtlich ist, 
wenn die Verletzung der Vorschriften nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Brome geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften oder den 
Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Die 32. Flächennutzungsplanänderung wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Brome, den 22.01.2010 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
des Flecken Brome  
 
Der Rat des Flecken hat am 07.09.2009 den Bebauungsplan „Zicherie-Süd“ im OT Zicherie 
als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.4 
 
Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 3, Satz 2 BauGB genannten Vorschriften unbeachtlich ist, 
wenn die Verletzung der Vorschriften nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung 
des oben genannten Bebauungsplanes schriftlich gegenüber dem Flecken Brome geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 

                                                 
3 abgedruckt auf Seite 65 bis Seite 66 dieses Amtsblattes 
4 abgedruckt auf Seite 67 dieses Amtsblattes 
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Mit dieser Bekanntmachung tritt der oben genannte Bebauungsplan in Kraft. 
 
Brome, den 22.01.2010 
 
Klopp 
Bürgermeisterin    (L. S.) 
 

2. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung 
der Samtgemeinde Hankensbüttel 

 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der 
zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Hankensbüttel in seiner Sitzung 
am 17. Dezember 2009 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Änderungen 

 
Der § 7 (Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof) wird wie folgt ergänzt: 
 
(10) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der 
 Europäischen Union oder in einem anderen Vertragstaat des Abkommens über den 
 Europäischen Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die 
 Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden 
 haben für jeden Bediensteten bei der Samtgemeinde Hankensbüttel eine 
 Berechtigungskarte zu beantragen. Die Berechtigungskarte ist dem 
 Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. 
 Abs. 1 - 4 und Abs. 9 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über 
 eine einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes 
 Niedersachsen abgewickelt werden. 
 
Der § 21 (Fundamentierung und Befestigung) wird wie folgt ergänzt: 
 
(4) Grundlage für den anzuwendenden Standard ist die „Richtlinie zum Versetzen und 
 Prüfen von Grabmalanlagen“ des BIV (Bundesinnungsverband des Deutschen 
 Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks). 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hankensbüttel, 17.12.2009 
 
Taebel 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 

Gebührensatzung 
 

für das Hallenbad Hagen und das Waldbad Hankensbüttel 
 

der Samtgemeinde Hankensbüttel 
 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und der §§ 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), beide in der zz. 
geltenden Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde Hankensbüttel in seiner Sitzung am 
17.12.2009 folgende Gebührensatzung beschlossen: 



ABL Nr. 1/2010 

23 

 
§ 1 

 
Für die Benutzung des Hallenbades in Hagen und des Waldbades in Hankensbüttel werden 
Gebühren nach Maßgabe dieser Gebührensatzung erhoben. Soweit die Gebühren der 
Umsatzsteuer unterliegen, ist diese in der gesetzlich festgelegten Höhe in den Gebühren 
enthalten. 
 

§ 2 
 
Die Gebühren betragen für die Benutzung des Hallenbades Waldbades 
 in Euro in Euro 
 
1.     Jahreskarten/Saisonkarten 
 
1.1   Ehepaare *** 
1.2   Ehepaare mit Kindern, Jugendlichen*/*** 
1.3   Alleinerziehende mit Kindern, Jugendlichen*/***  
1.4   Erwachsene *** 
1.5  Kinder, Jugendliche, Schwerbehinderte, Studenten */** 
 

 
 
 
       110,00 
       120,00 
       100,00 
         95,00 
         55,00 

 
 
 
        100,00 
        100,00 
          75,00 
          60,00 
          40,00 

 
2.     Zwölferblockkarten 
 
2.1   Erwachsene *** 
2.2  Kinder, Jugendliche, Schwerbehinderte, Studenten */** 
 

 
 
 
         35,00 
         20,00 

 
 
 
          35,00 
          20,00 

 
3.     Tageskarten 
 
3.1   Erwachsene 
3.2   Warmbadetag - Erwachsene 
3.3 Kinder, Jugendliche, Schwerbehinderte, Studenten */** 
3.4 Warmbadetag 
         Kinder, Jugendliche, Schwerbehinderte, Studenten 
 

 
 
 
           3,50 
           4,50 
           2,00 
 
           2,00 

 
 
 
            3,50 
             --- 
            2,50 
 
 
 

 
4.     Gruppen 
 
        Vereine, Bundesgrenzschutz, Bundeswehr 
        usw. beim gemeinsamen Besuch unter der  
        Aufsicht des/r Leiters/in der jeweiligen Gruppe 
        ab mind. 15 Gruppenangehörigen,  
        pro Person am Warmbadetag 

 
 
 
 
 
 
           2,50 
           3,00 

 
 
 
 
 
 
            2,50 
              --- 
 

 
5.     Schulen 
 
        Schulen, die unter der Trägerschaft des 
        Landkreises Gifhorn stehen bzw. außerhalb 
        des Samtgemeindebereiches 
 

 
 
 
 
           2,00 

 
 
 
 
            2,00 
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6.     Jahres-/ Kombikarten  
 
        Jahreskarten Hallenbad + Waldbad gemäß 1. 

 
 
             Summe der Einzelbeträge 
             abzüglich 20,00 € 
 

 
 Freier Eintritt: Kinder unter 3 Jahren 
 
* Kinder und Jugendliche  
 vom 3. bis zum 18. vollendeten Lebensjahr 
 
**      ermäßigter Eintritt   

  Schüler allgemein bildender Schulen und Studenten, Schwerbehinderte mit dem Grad 
der Behinderung ab 50 % 

 
***    Warmbadetag  
  Am Warmbadetag gelten die Jahreskarten Zwölferblockkarten für Erwachsene 

zuzüglich 1 €.  
 
  7. Verwahrgebühr: 
 
 Die Gebühr für die Aufbewahrung von Wertsachen beträgt 0,50 €. 
 
  8. Die Gebühren sind vor dem Betreten des Bades durch Lösen einer Eintritts- bzw. 

Verwahrungskarte an der Kasse gegen Barzahlung zu entrichten. 
 
  9.  Tageskarten gelten nur am Lösungstag. Gelöste Karten werden nicht 

zurückgenommen. Für verlorene oder nicht ausgenutzte Karten findet keine 
Gebührenerstattung statt. Die unverbrauchten Abschnitte der Blockkarten werden mit 
der nächsten Gebührenerhöhung ungültig. 

 
  10. Tages- und Jahreskarten sind nicht übertragbar. 
 

§ 3 
 
Für die unter der Trägerschaft der Samtgemeinde Hankensbüttel stehenden Schulen sind für 
die Benutzung Waldbades im Rahmen des Schulunterrichts keine Gebühren zu erheben. 

 
§ 4 

 
Wer im Badegelände ohne gültige Eintrittskarte angetroffen wird, ist zur Lösung einer 
Tageskarte in Höhe der fünffachen Gebühr verpflichtet. 
 

§ 5 
 
Die Gebührensatzung findet bei besonderen Veranstaltungen keine Anwendung. 
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§ 6 
 
Diese Gebührensatzung tritt am 01.01.2010 in Kraft. 
 
Hankensbüttel, 17.12.2009 
 
Taebel 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Samtgemeinde Isenbüttel für das Haushaltsjahr 2010 
 
Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Samtgemeinde Isenbüttel in seiner Sitzung am 10. Dezember 2009 folgende 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   7.483.000 € 
    in der Ausgabe auf   7.483.000 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   2.770.900 € 
    in der Ausgabe auf   2.770.900 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zum dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.200.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Samtgemeindeumlage wird auf 36,75 % der Steuerkraftmesszahlen der 
Mitgliedsgemeinden festgesetzt. 
 
Isenbüttel, den 10. Dezember 2009 
 
Metzlaff 
Samtgemeindebürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 76 Abs. 2 NGO i. V m. § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den 
Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
11.01.2010 unter dem Az.: 1/1511-07 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02.2010 bis einschl. 
09.02.2010 zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Isenbüttel, den 26.01.2010 
 
Metzlaff 
Samtgemeindebürgermeister 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Gemeinde Müden (Aller) 
 
Der Rat der Gemeinde Müden (Aller) hat am 08.12.2009 den Bebauungsplan „Badweide“ mit 
ÖB, 2. Änderung, im Gemeindeteil Müden (Aller) als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.5 
 
Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 3, Satz 2 BauGB genannten Vorschriften unbeachtlich ist, 
wenn die Verletzung der Vorschriften nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung 
des oben genannten Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Müden (Aller) 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
 

                                                 
5 abgedruckt auf Seite 68 dieses Amtsblattes 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der oben genannte Bebauungsplan in Kraft. 
 
Müden (Aller), den 10. Dezember 2009 
 
Montzka 
Gemeindedirektor    (L. S.) 
 

I. 
 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 
 

der Gemeinde Didderse für das Haushaltsjahr 2010 
 
Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Didderse in der Sitzung am 3. Dezember 2009 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird  

 
im Verwaltungshaushalt 
in der Einnahme auf 778.600 € 
in der Ausgabe auf  778.600 € 
 
im Vermögenshaushalt 
in der Einnahme auf 102.100 € 
in der Ausgabe auf 102.100 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 129.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5  
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2010 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 a) für die land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 390 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 390 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 390 v. H. 

 
Didderse, 3. Dezember 2009 
 
Moos     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im Rathaus der 
Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Didderse, den 26.01.2010 
 
Moos 
Bürgermeister 
 

Hundesteuersatzung der Gemeinde Vordorf 
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) i. d. F. v. 
28.10.2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.05.2009 (Nds. GVBl. 
S. 191), und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
i. d. F. v. 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.05.2009 
(Nds. GVBl. S. 191), hat der Rat der Gemeinde Vordorf in seiner Sitzung am 21.12.2009 
folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 - Steuergegenstand 
 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im 
Gemeindegebiet zu persönlichen Zwecken. Wird das Alter eines Hundes nicht 
nachgewiesen, so ist davon auszugehen, dass der Hund älter als drei Monate ist. 
 
§ 2 - Steuerpflicht, Haftung 
 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Betrieb, 

seiner Institution oder Organisation für Zwecke der persönlichen Lebensführung 
aufgenommen hat. Als Halter/-in des Hundes gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder 
Verwahrung genommen hat oder auf Probe zum Anlernen hält, wenn er/sie nicht 
nachweisen kann, dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland bereits besteuert 
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oder von der Steuer befreit gehalten wird. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn 
die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder das Anlernen den Zeitraum von 
zwei Monaten überschreitet. 

 
(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 

gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere Hunde, 
so sind sie Gesamtschuldner. Neben der Hundehalterin/dem Hundehalter haftet die 
Eigentümerin/der Eigentümer für die Steuer. 

 
§ 3 - Steuermaßstab und Steuersätze 
 
(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt jährlich: 

a)  für den ersten Hund    54 Euro, 
b)  für den zweiten Hund    90 Euro, 

 c)  für jeden weiteren Hund  120 Euro, 
 d)  für einen gefährlichen Hund  250 Euro. 
 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Abs. 1 Buchstaben d) und e) sind solche Hunde, bei 

denen nach ihrer besonderen Veranlagung, Erziehung und/oder Charaktereigenschaft 
die erhöhte Gefahr einer Verletzung von Personen besteht oder von denen eine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit ausgehen kann. Gefährliche Hunde sind insbesondere auch 
diejenigen Hunde, die bereits in der Öffentlichkeit durch eine gesteigerte Aggressivität 
aufgefallen sind, insbesondere Menschen oder Tiere gebissen oder sonst eine über das 
natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe gezeigt 
haben, soweit die zuständige Behörde die Gefährlichkeit nach § 3 Abs. 3 NHundG 
festgestellt hat. 

 
Gefährliche Hunde im Sinne von Abs. 1 Buchstaben d) und e) sind nach § 1 des 
Gesetzes zur Beschränkung des Verbringens oder der Einfuhr gefährlicher Hunde in das 
Inland (Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetz - HundVerbrEinfG) vom 
12. April 2001: 

 
a) Bullterrier 
b) American Staffordshire Terrier 
c) Pit Bull Terrier 
d) Staffordshire Bullterrier 
e) Kreuzungen mit Hunden der Buchstaben a) bis d) oder mit anderen Hunden 

 
(3) Werden in einem Haushalt mehrere Hunde gehalten, so ist für den zweiten und jeden 

weiteren Hund der gem. Abs. 1 geltende höhere Steuersatz zu entrichten. Es ist dabei 
unerheblich, welche/welcher Haushaltsangehörige den zweiten oder jeden weiteren 
Hund angeschafft hat. 

 
(4) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4 u. 5), werden bei der Berechnung 

der Anzahl der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steuer 
ermäßigt wird (§ 5), werden bei der Anrechnung der Anzahl der Hunde nach Abs. 1 den 
vollsteuerpflichtigen Hunden als erster Hund und ggf. weitere Hunde vorangestellt. 

 
§ 4 - Steuerfreiheit 
 
Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist das 
Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in 
einer anderen Gemeinde innerhalb der Bundesrepublik Deutschland versteuern oder dort 
steuerfrei halten. 
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§ 5 - Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren 
Unterhaltskosten ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden, 
sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen Interesse gehalten werden; 

2. Diensthunden nach ihrem Dienstende; 

3. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die 
Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig 
gemacht werden. 

 
(2) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von einem Hund, 

der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen; 

 
(3) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden 

Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde zugegangen ist. 
 
§ 6 - Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2 Abs. 1 

folgenden Kalendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden 
Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer 
Hundehalterin/eines Hundehalters in die Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem 
ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten eines 
Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so beginnt 
auch die Steuerpflicht mit diesem Tag. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft 

wird, abhanden kommt oder stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht. 
 
§ 7 - Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum 

(Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht, in den 
Fällen des § 6 Abs. 1 entsteht die Steuerschuld mit dem Beginn der Steuerpflicht. 
Beginnt oder endet die Steuerpflicht (§ 6) im Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die 
Jahressteuer anteilig erhoben. 

 
(2) Die Steuer ist zum 01.07. jeden Jahres fällig. In den Fällen des § 6 ist ein anteiliger 

Betrag innerhalb eines Monats nach Heranziehung zu entrichten. 
 
(3) Die Steuer kann auf Antrag in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. 

und 15.11. jeden Jahres entrichtet werden.  
 
(4) Der Steuerbescheid kann gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit anderen 

Heranziehungsbescheiden der Gemeinde zusammengefasst erteilt werden. 
 
(5) Für diejenigen Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie 

im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche 
Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Steuerpflichtigen treten zwei Wochen 
nach dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, als 
wäre ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen. 
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§ 8 - Anzeige- und Auskunftspflichten 
 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen einer Woche 

unter Angabe der genauen Hunderasse bzw. bei Mischlingen deren Rasseanteile bei 
der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten 
Monats nach der Geburt als angeschafft. 

 
(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen einer Woche, nachdem der Hund 

veräußert, sonst abgeschafft wurde, abhanden gekommen oder gestorben ist, bei der 
Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn die Hundehalterin/der 
Hundehalter aus der Gemeinde wegzieht. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine 
andere Person sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person 
anzugeben. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung fort, so ist 

dies binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde anzuzeigen. 
 
(4) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Abmeldung 

des Hundes wieder abgegeben werden müssen. Hunde müssen außerhalb einer 
Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich sichtbare 
Hundesteuermarke tragen. 

 
(5) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet, 

der Gemeinde die zur Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen Sachverhaltes 
erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung 
durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch 
Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, der Gemeinde auf Nachfrage 
über die auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisation 
gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG 
i. V. m. § 93 AO). 

 
(6) Zur Ermittlung des Hundebestandes kann die Gemeinde Hundebestandsaufnahmen von 

Beauftragten durchführen lassen; die Bestandsaufnahmen können in schriftlicher oder 
mündlicher Form vorgenommen werden und dürfen nicht vor Ablauf von zwei Jahren 
wiederholt werden. Durch das Ausfüllen von Fragebögen oder die Beantwortung von 
Fragen wird die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen An- und Abmeldung nicht berührt. 

 
§ 9 - Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig 
 

- entgegen § 8 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen einer Woche 
schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 

- entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht schriftlich bei der Gemeinde 
anzeigt, 

- entgegen § 8 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder 
Steuerermäßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 

- entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermarke 
nicht abgibt und diese weiterhin verwendet, 

- entgegen § 8 Abs. 4 Satz 2 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Wohnung 
oder eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare 
Hundesteuermarke führt oder laufen lässt, 

- entgegen § 8 Abs. 5 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 €  geahndet werden. 
 
§ 10 - Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der Gemeinde Vordorf vom 22.11.1999 außer 

Kraft. 
 
Vordorf, den 21.12.2009 
 
Hintze  
Bürgermeister 
 

I. 
 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 
 

der Gemeinde Vordorf für das Haushaltsjahr 2010 
 
Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Vordorf in der Sitzung am 21. Dezember 2009 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird  

 
im Verwaltungshaushalt 
in der Einnahme auf 1.866.100 € 
in der Ausgabe auf  1.866.100 € 
 
im Vermögenshaushalt 
in der Einnahme auf 585.400 € 
in der Ausgabe auf 585.400 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 456.600 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 311.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5  
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2010 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 a) für die land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 370 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 370 v. H. 
 
Vordorf, 21. Dezember 2009 
 
Hintze     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
25.01.2010 – Az.: 1/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im Rathaus der 
Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Vordorf, den 28.01.2010 
 
Hintze 
Bürgermeister 
 

FRIEDHOFSSATZUNG DER SAMTGEMEINDE WESENDORF 
 
Aufgrund des § 6 der Niedersächsischen Gemeindeordnung, der §§ 1, 2, 4 und 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes und des § 7 der Verordnung zur 
Durchführung des Feuerbestattungsgesetzes vom 10.08.1938, jeweils in der zurzeit gültigen 
Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 15.12.2009 
nachstehende Friedhofssatzung beschlossen: 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 - Geltungsbereich 
§ 2 - Friedhofszweck 
§ 3 - Bestattungsorte 
§ 4 - Schließung und Entwidmung  
 
II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 5 - Öffnungszeiten 
§ 6 - Verhalten auf dem Friedhof 
§ 7 - Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
§ 7 a - Entscheidungsfrist, Genehmigungsfiktion  
§ 7 b - Verfahren über eine einheitliche Stelle 
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III. Bestattungsvorschriften 
 
§ 8 - Allgemeines 
§ 9 - Särge und Urnen 
§ 10 - Ausheben der Gräber 
§ 11 - Ruhefrist 
§ 12 - Umbettungen 
 
IV. Grabstätten 
 
§ 13 - Allgemeines 
§ 14 - Reihengrabstätten 
§ 15 - Erbgrabstätten 
§ 16 - Urnengrabstätten 
§ 17 - Ehrengrabstätten 
 
V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 
 
§ 18 - Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
§ 19 - Zustimmungserfordernis 
§ 20 - Anlieferung 
§ 21 - Standsicherheit der Grabmale 
§ 22 - Unterhaltung 
§ 23 - Entfernung 
 
VI. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 
§ 24 - Herrichtung und Unterhaltung 
§ 25 - Vernachlässigung der Grabpflege 
 
VII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
 
§ 26 - Benutzung der Leichhalle 
§ 27 - Trauerfeiern 
 
VIII. Schlussvorschriften 
 
§ 28 - Alte Rechte 
§ 29 - Haftung 
§ 30 - Gebühren 
§ 31 - Ordnungswidrigkeiten 
§ 32 - Inkrafttreten 
 

I. 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Samtgemeinde gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe: 
 
a) Friedhöfe in Groß Oesingen, Mahrenholz und Zahrenholz 
b) Friedhof in Schönewörde 
c) Friedhöfe in Ummern und Pollhöfen 
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d) Friedhof in Wagenhoff 
e) Friedhöfe in Teichgut und Weißes Moor und Friedhofskapelle in Wahrenholz 
f) Friedhöfe in Wesendorf und Westerholz 
 

§ 2 
Friedhofszweck 

 
(1) Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen der Samtgemeinde Wesendorf. 

 
(2) Sie dienen der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner der 

Samtgemeinde Wesendorf waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen. Die Bestattung anderer Personen bedarf einer 
Ausnahmegenehmigung. 

 
§ 3 

Bestattungsorte 
 
(1) Die Verstorbenen sollen auf dem Friedhof des Ortes bestattet werden, in dem sie 

zuletzt ihren Wohnsitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn 
 
a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof 

besteht, 
b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem anderen Friedhof bestattet sind. 

 
(2) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen. 
 

§ 4 
Schließung und Entwidmung 

 
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem öffentlichem 

Interesse geschlossen oder entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit 
weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof 
seine Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der 
Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 

 
(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils 

öffentlich bekannt zu machen. 
 
(3) Die Samtgemeinde kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung 

entgegenstehen. 
 
(4) Die Samtgemeinde kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Nutzungsrechte und 

Ruhefristen abgelaufen sind. 
 
(5) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte aufgehoben oder im 

Einvernehmen mit den Berechtigten abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser 
Einräumung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den 
Nutzungsberechtigten möglich. 
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II. 
Ordnungsvorschriften 

 
§ 5 

Öffnungszeiten 
 

(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den 
Besuch geöffnet. 

 
(2) Die Samtgemeinde kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes oder 

einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 
 

§ 6 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 

Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

 
(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter Verantwortung 

Erwachsener betreten. 
 
(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 
 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z. B. Rollschuhen, 
Inlineskater) zu befahren. Ausgenommen hiervon sind Kinderwagen und 
Rollstühle sowie Fahrzeuge der Samtgemeinde und der für den Friedhof 
zugelassenen Gewerbetreibenden, 

 
b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu 

werben, 
 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten 
auszuführen, 

 
d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 

Samtgemeinde gewerbsmäßig zu fotografieren, 
 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 

 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 

 
g) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 

oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und 
Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen), Grabstätten und 
Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten, 

 
h) zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken sowie zu lagern, 

 
i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde. 

 
(4) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 

Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
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(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende 
Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Samtgemeinde; sie sind spätestens 
4 age vorher anzumelden. 

 
§ 7 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
 

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für 
Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Samtgemeinde, die 
gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 

 
(2) Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die  
 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in 
die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation 
verfügen und 

 
c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 

 
(3) Die Zulassung erfolgt durch die Samtgemeinde. 
 
(4) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die 

dazu ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle 
Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den 
Friedhöfen verursachen. 

 
(5) Unbeschadet § 6 Abs. 3 Buchst. c) dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen nur 

werktags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe 
Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit des Friedhofes, spätestens um 19:00 Uhr, an 
Samstagen und Werktagen vor Feiertagen spätestens um 13:00 Uhr, zu beenden. 
Soweit Öffnungszeiten nicht festgelegt sind, dürfen die Arbeiten in den Monaten März 
bis Oktober nicht vor 06:00 Uhr und in den Monaten November bis Februar nicht vor 
07:00 Uhr begonnen werden. Die Samtgemeinde kann Verlängerungen der 
Arbeitszeiten zulassen. In den Fällen des § 5 Abs. 2 sind gewerbliche Arbeiten ganz 
untersagt. 

 
(6) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den 

Friedhöfen nur vorübergehend und nur an den von der Samtgemeinde genehmigten 
Stellen gelagert werden. Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der Tagesarbeit sind 
die Arbeits- und die Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu 
versetzen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abfall, Abraum-, 
Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(7) Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften der Abs. 4 

bis 6 verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise 
nicht mehr gegeben sind, kann die Samtgemeinde die Zulassung auf Zeit oder auf 
Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 
eine Mahnung entbehrlich. 
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(8) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Abs. 1 - 3; Abs. 5 Satz 2 und Abs. 7 finden 
keine Anwendung.  

 
§ 7 a 

Entscheidungsfrist, Genehmigungsfiktion 
 
(1) Hat die Samtgemeinde über einen Antrag zur Ausübung eines Gewerbes nach § 7 

Abs. 1 nicht innerhalb einer Frist von 3 Monaten entschieden, gilt die Zulassung als 
erteilt. 

 
§ 7 b 

Verfahren über eine einheitliche Stelle 
 
(1) Verwaltungsverfahren nach dieser Satzung können über eine einheitliche Stelle 

(Einheitlicher Ansprechpartner) nach den Vorschriften des Niedersächsischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt werden. 

 
III. 

Bestattungsvorschriften 
 

§ 8 
Allgemeines 

 
(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalls bei der 

Samtgemeinde anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. Sie ist eigenhändig vom Gebührenschuldner und vom 
Bestattungsunternehmen zu unterschreiben. 

 
(2) Wird eine Beisetzung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnengrabstätte 

beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
 
(3) Soll eine Feuerbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung 

vorzulegen.  
 
(4) Die Samtgemeinde setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen 

regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung 
auch am zweiten Feiertag stattfinden. 

 
(5) Bestattungen sollen in der Regel spätestens am 8. Tage nach Eintritt des Todes 

erfolgen. Leichen, die nicht binnen 8 Tagen nach Eintritt des Todes, und Aschen, die 
nicht binnen 1 Monat nach der Einäscherung beigesetzt sind, werden auf Kosten des 
Bestattungspflichtigen von Amts wegen in einer Reihengrabstätte/Urnen-
reihengrabstätte beigesetzt. 

 
§ 9 

Särge und Urnen 
 
(1) Die Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z. B. Vollholz) erlaubt, 
die keine PVC-, PCP-, Formaldehyd abspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder 
sonstigen umweltgefährdenden Lacke und Zusätze enthalten. Entsprechendes gilt für 
Sargzubehör und -ausstattung. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Naturtextilien 



ABL Nr. 1/2010 

39 

bestehen. Auch Urnen, die in der Erde beigesetzt werden, müssen aus leicht 
abbaubarem, umweltfreundlichem Material bestehen. 

 
(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 

sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Samtgemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 
§ 10 

Ausheben der Gräber 
 

(1) Die Gräber werden von der Samtgemeinde ausgehoben und wieder zugefüllt. 
 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 

Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 
0,50 m. 

 
(3) Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 
 
(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim 

Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Samtgemeinde entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten der 
Samtgemeinde durch den Nutzungsberechtigten zu erstatten. 

 
§ 11 

Ruhefrist 
 

Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung beträgt: 
 

a) für Reihengräber 25 Jahre, 
b) für Urnengräber 25 Jahre, 
c) für Kindergräber 30 Jahre, 
d) für Erbgräber 30 Jahre. 

 
§ 12 

Umbettungen 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen 

gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. Die 
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei 
Umbettungen innerhalb der Samtgemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei 
Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer 
Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte in eine andere Reihengrabstätte/ 
Urnengrabstätte sind innerhalb des Gemeinde nicht zulässig. § 4 Abs. 5 bleibt 
unberührt. 

 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste können nur mit 

vorheriger Zustimmung der Samtgemeinde auch in belegte Grabstätten aller Art 
umgebettet werden. 
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(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen der 
jeweilige Nutzungsberechtigte. Mit dem Antrag ist die Verleihungsurkunde nach § 14 
Abs. 3, § 15 Abs. 3 vorzulegen. In den Fällen des § 25 Abs. 1 Satz 4 können Leichen 
oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten umgebettet werden. 

 
(5) Alle Umbettungen werden von der Samtgemeinde durchgeführt. Sie bestimmt den 

Zeitpunkt der Umbettung.  
 
(6) Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung haben die Antragsteller Ersatz für 

die Schäden zu leisten, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine 
Umbettung zwangsläufig entstehen. 

 
(7) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 
 
(8) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugraben, 

bedarf einer behördlichen oder einer richterlichen Anordnung. 
 

IV. 
Grabstätten 

 
§ 13 

Allgemeines 
 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen können Rechte nur 
nach dieser Satzung erworben werden. 

 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

a) Reihengrabstätten, 
b) Erbgrabstätten, 
c) Urnenreihengrabstätten, 
d) Rasenreihengrabstätten, 
e) Rasenurnenreihengrabstätten, 
f) Anonyme Reihengrabstätten, 
g) Anonyme Urnenreihengrabstätten. 

 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten an 

einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der 
Umgebung. 

§ 14 
Reihengrabstätten 

 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, die der Reihe nach belegt 

und im Todesfalle für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. 
Über die Zuteilung wird eine Verleihungsurkunde erteilt. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 

 
(2) Es werden eingerichtet: 

a) Reihengrabfelder mit Grabstätten in der Größe von 1,80 m x 1,00 m für 
Verstorbene bis zum vollendeten 10. Lebensjahr, 

b) Reihengrabfelder mit Grabstätten in der Größe von 2,20 m x 1,30 m für 
Verstorbene ab vollendetem 10. Lebensjahr, 

c) Rasenreigengrabfelder mit Kennzeichnung der Grabstätte durch einheitliches 
Denkmal, 
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d) Anonyme Reihengrabfelder ohne Kennzeichnung der Grabstätte durch einheitliches 
Denkmal. 

 
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt werden. Es ist jedoch 

zulässig, in einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem Jahr und 
eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen 
Geschwistern unter 5 Jahre zu bestatten. Möglich ist auch die Bestattung einer Urne zu 
einem Reihengrab. 

 
§ 15 

Erbgrabstätten 
 
(1) Erbgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird und die 
fortlaufend weiter belegt werden. Nutzungsrechte an Erbgrabstätten vor Eintritt des 
Todes können erworben werden. 

 
(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wieder erworben werden. Ein 

Wiedererwerb ist nur auf Antrag und nur für die gesamte Erbgrabstätte möglich. Ein 
mehrmaliger Wiedererwerb ist möglich, wenn in den letzten 10 Jahren vor Ablauf der 
Nutzungszeit eine weitere Bestattung erfolgt ist. 

 
(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
 
(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte drei 

Monate vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis für 
die Dauer von drei Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 

 
(5) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines 

Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrechtbestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag 
übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf die Kinder, 
c) auf die Stiefkinder, 
d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
e) auf die Eltern, 
f) auf die vollblütigen Geschwister, 
g) auf die Stiefgeschwister, 
h) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 
Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der Älteste 
Nutzungsberechtigter. 

 
(6) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus 

dem Kreis der in Abs. 5 Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu der 
vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. 

 
(7) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich 

umschreiben zu lassen. 
 



ABL Nr. 1/2010 

42 

(8) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 
Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine 
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Bei einer freiwilligen Rückgabe 
des Nutzungsrechtes besteht kein Rechtsanspruch auf Erstattung des entsprechenden 
Teils der seinerzeit entrichteten Benutzungsgebühr. 

 
§ 16 

Urnengrabstätten 
 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 

a) Urnenreihengrabstätten, 
b) Erbgrabstätten, 
c) Reihengrabstätten, 
d) Rasenurnenreihengrabstätten, 
e) Anonymen Urnenreihengrabstätten. 

 
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und erst im 

Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. 
Über die Abgabe wird eine Verleihungsurkunde ausgehändigt. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes ist nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte können mehrere 
Aschen bestattet werden. 

 
(3) Rasenurnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und 

im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben 
werden. Die Grabstätte ist durch ein einheitliches Denkmal gekennzeichnet. In einer 
Rasenurnenreihengrabstätte kann nur eine Asche bestattet werden. 

 
(4) Anonyme Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt 

werden. 
 
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas Anderes ergibt, gelten die 

Vorschriften für Reihengrabstätten und für die Erbgrabstätten entsprechend auch für 
Urnengrabstätten. 

 
§ 17 

Ehrengrabstätten 
 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in 
geschlossenen Feldern) obliegt ausschließlich der Samtgemeinde. 
 

V. 
Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

 
§ 18 

Allgemeine Gestaltungsgrundsätze  
 

(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der besonderen Anforderungen der §§ 20 und 28 für 
Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften - so zu gestalten und so an die 
Umgebung anzupassen, dass die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und 
in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 

 
(2) Die einzelnen Abteilungen werden im Belegungsplan ausgewiesen. 
 
(3) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter besonderem Schutz. Es gelten die 

Satzungen zum Schutz des Baumbestandes in den Gemeinden Schönewörde und 
Wesendorf (Baumschutzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 
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(4) Als Grabmal im Sinne dieser Satzung gelten auch Grababdeckungen (Grabplatten). 
 
(5) Für Grabmale dürfen schwervergängliche Materialien, insbesondere Kunststein oder 

Kunststoff, nicht verwendet werden. 
 
(6) Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen dürfen nicht aufgestellt werden aus Beton, 

Glas, Emaille, Holz, Gold, Silber und anderen Metallen. 
 
(7) Die Anbringung eines Lichtbildes auf dem Grabmal ist zulässig, wenn das Lichtbild die 

Größe von 11 cm x 16 cm nicht überschreitet. 
 
(8) Für Steineinfassungen von Grabstätten auf Grabstätten, die nach dem 01.01.2005 

angelegt werden, sind folgende Abmessungen zulässig: 
a) Reihengrabstätte bis 10 Jahre, 0,60 m x 1,65 m, 
b) Reihengrabstätte über 10 Jahre, 0,80 m x 2,00 m, 
c) Erbgrabstätten (2-stellig), 2,50 m x 2,50 m inklusive Grabstein, 
d) Urnengrabstätten, 1,00 m x 1,00 m. 
Bei allen Grabstätten, deren Maße hier nicht genannt sind, ist - wegen der möglichen 
Abmessungen - die Zulässigkeit der Einfassung von der notwendigen Einzelfallprüfung 
durch die Samtgemeinde abhängig. 

 
(9) Für Grabeinfassungen sind nur Natursteine und kleinwüchsige Pflanzen zugelassen. 

Die Höhe von Einfassungen aus Naturstein darf nach Einbau die maximale Höhe von 
10 cm nicht überschreiten. Die Mindeststärke beträgt 5 cm. Andere Einfassungsformen 
bedürfen im Einzelfall der Genehmigung. 

 
(10)  Verboten ist das Pflanzen von großwüchsigen Bäumen und Sträuchern außerhalb der 

Grabflächen. 
 
(11)  Soweit es der Friedhofsträger unter Beachtung des § 18 für vertretbar hält, kann er 

Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 10 und auch sonstige bauliche 
Anlagen als Ausnahme im Einzelfall zulassen. 

 
(12)  Bei Bestattungen in Form von Rasenreihen- oder Rasenurnenreihengrabstätten sind 

folgende Kriterien maßgeblich: 
 

a) Die Grabstätten werden mit Kopfsteinen in der Größe von 60 x 40 x 6 cm belegt. 
 
b) Die Grabplatte enthält Name, Vorname, Geburts- und Sterbedatum des 

Verstorbenen. 
 

c) Die Grabstätten liegen in einer geschlossenen Vegetationsdecke. 
 

d) Für die Dauer der Ruhezeit wird die Pflege dieser Grabstätten durch die 
Samtgemeinde gewährleistet. 

 
e) Bepflanzungen jeglicher Art sind nicht gestattet. 

 
f) Die Angehörigen sind verpflichtet, die Leistungen der Verwaltung zu akzeptieren. 
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(13)  Bei anonymen Reihen- oder Urnenreihengrabstätten sind folgende Kriterien 
maßgeblich: 

 
a) Die Grabstätten liegen in einer geschlossenen Vegetationsdecke. 

 
b) Für die Dauer der Ruhezeit wird die Pflege dieser Grabstätten durch die 

Samtgemeinde gewährleistet. 
 

c) Bepflanzungen jeglicher Art sind nicht gestattet. 
 

d) Die Angehörigen sind verpflichtet, die Leistungen der Verwaltung zu akzeptieren. 
 

§ 19 
Zustimmungserfordernis 

 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen 

schriftlichen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Zustimmung soll vor der Anfertigung 
oder der Veränderung der Grabmale eingeholt werden. Auch provisorische Grabmale 
sind zustimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 m  x 0,30 m sind. Der 
Antragsteller hat sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 

der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der 
Symbole sowie der Fundamentierung. 

 
(3) Entspricht die Ausführung des Grabmales nicht dem genehmigten Antrag, wird dem 

Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur Abänderung oder Beseitigung des 
Grabmales gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das Grabmal auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten von der Grabstätte entfernt, gelagert und zur Abholung 
bereitgestellt. 

 
(4) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedarf 

ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Samtgemeinde. Die Absätze 
1 bis 3 gelten entsprechend. 

 
(5) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 

binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist. 
 
(6) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte 

Holztafeln oder -kreuze zulässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der 
Beisetzung verwendet werden. 

 
§ 20 

Anlieferung 
 
Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der Samtgemeinde 
der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen. 
 
Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind so zu liefern, dass sie am 
Friedhofseingang von der Samtgemeinde überprüft werden können; Einzelheiten hierzu kann 
die Samtgemeinde bestimmen. 
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§ 21 
Standsicherheit der Grabmale 

 
(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln 

des Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbands des Deutschen Steinmetz-, 
Stein und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von 
Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung) zu fundamentieren und so zu 
befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 
Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Satz 1 gilt für sonstige bauliche 
Anlagen entsprechend. 

 
(2) Die Mindeststärke, die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die 

Größe und Stärke der Fundamente, bestimmt die Samtgemeinde gleichzeitig mit der 
Zustimmung nach § 19. Sie kann überprüfen, ob die vorgeschriebene 
Fundamentierung durchgeführt worden ist. 

 
(3) Der Bodenaushub, der bei der Fundamentierung anfällt, darf nicht auf dem 

Friedhofsgelände gelagert werden. 
 

§ 22 
Unterhaltung 

 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und 

verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 

davon, gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, 
unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Samtgemeinde auf 
Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen, 
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher 
Aufforderung der Samtgemeinde nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen 
Frist beseitigt, ist die Samtgemeinde berechtigt, das Grabmal, die sonstige bauliche 
Anlage oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. Die 
Samtgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände einen Monat aufzubewahren. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf 
der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch Umfallen von 

Grabmalen oder sonstiger baulicher Anlagen oder durch Abstürzen von Teilen davon 
verursacht wird. 

 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 

als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 
Verzeichnis geführt. Die Samtgemeinde kann die Zustimmung zur Änderung derartiger 
Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen 
Denkmalschutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
zu beteiligen. 

 
§ 23 

Entfernung 
 
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des 

Nutzungsrechts nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Samtgemeinde von der 
Grabstätte entfernt werden. 
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(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder nach der Entziehung von Grabstätten und 

Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. 
Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Samtgemeinde berechtigt, die 
Grabstätten abräumen zu lassen. Die Samtgemeinde ist nicht verpflichtet, das Grabmal 
oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige bauliche 
Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der Samtgemeinde über, wenn 
dies bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die Errichtung des 
Grabmals oder sonstiger bauliche Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern 
Grabstätten von der Samtgemeinde abgeräumt werden, hat der jeweilige 
Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

 
(3) Die Samtgemeinde ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen 

Monat nach Benachrichtigung des Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen 
zu lassen. 

 
VI. 

Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 

§ 24 
Herrichtung und Unterhaltung 

 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und 

dauernd instand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. 
Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von der Grabstätte zu entfernen. 

 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen 

Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung, anzupassen. Die 
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Die Höhe der Pflanzen darf in 
ausgewachsenem Zustand 1,20 m nicht überschreiten. 

 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. 

Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. 
 

(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und 
pflegen oder damit einen Gärtner beauftragen. Die Samtgemeinde  kann im Rahmen 
des Friedhofszwecks die Herrichtung und die Pflege in Ausnahmefällen übernehmen. 

 
(5) Die Grabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung hergerichtet 

werden. 
 
(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 

der Grabstätten obliegt ausschließlich der Samtgemeinde. 
 
(7) Die Samtgemeinde kann verlangen, dass der Verfügungsberechtigte die Grabstätte 

nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts abräumt. 
 
(8) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet. 
 
(9) Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in Produkten der 

Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden- und -gestecken nicht 
verwendet werden. Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Grablichter, Plastiktüten aus nicht 
verrottbarem Material sind vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung 
bereitgestellten Behältern zu entsorgen. 
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§ 25 

Vernachlässigung der Grabpflege 
 

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der 
Verantwortliche (§ 24 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der Samtgemeinde die 
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird 
durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und 
Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche durch ein 
Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Samtgemeinde in 
Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate 
unbeachtet, kann die Samtgemeinde 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen sowie 
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

 
(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die 

Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Samtgemeinde den Grabschmuck 
entfernen. 

 
VII. 

Leichenhallen und Trauerfeiern 
 

§ 26 
Benutzung der Leichenhalle 

 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur 

mit Erlaubnis der Samtgemeinde und in Begleitung eines Berechtigten betreten 
werden. 

 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können 

die Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge 
sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beisetzung 
endgültig zu schließen. 

 
(3) Die Särge Verstorbener, bei denen der Verdacht besteht, dass sie an einer 

meldepflichtigen Krankheit gelitten haben, sollen in einem besonderen Raum der 
Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung 
der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes. 

 
§ 27 

Trauerfeiern 
 

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am 
Grabe oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

 
(2) Die Aufbahrung des Verstorbenen im Feierraum kann untersagt werden, wenn der 

Verdacht besteht, dass der Verstorbene an einer meldepflichtigen Krankheit gelitten hat 
oder wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

 
(3) Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 45 Minuten dauern. Ausnahmen 

bedürfen der vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde. 
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VIII. 
Schlussvorschriften 

 
§ 28 

Alte Rechte 
 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Samtgemeinde bei Inkrafttreten dieser Satzung 
bereits verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den 
bisherigen Vorschriften. 

 
§ 29 

Haftung 
 

(1) Die Samtgemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße 
Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen 
oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die Samtgemeinde nur bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über Amtshaftung bleiben unberührt. 

 
§ 30 

Gebühren 
 

Für die Benutzung der von der Samtgemeinde verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 
sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
 
 

§ 31 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Wer entgegen dieser Satzung ordnungswidrig handelt, kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,00 € geahndet werden. 

§ 32 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
bisherige Friedhofssatzung außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 15. Dezember 2009 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

I. 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung 
 

der Gemeinde Schönewörde für das Haushaltsjahr 2009 
 
Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Schönewörde in seiner Sitzung am 21.12.2009 folgende 
Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
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§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 
  erhöht vermindert und damit der  
  um um Gesamtbetrag des  
   Haushaltsplanes 
   einschl. der Nachträge 
   gegenüber nunmehr 
   bisher festgesetzt 
    auf 
 Euro Euro Euro Euro     
 
im Verwaltungshaushalt 
Einnahmen 30.500 0 589.800 620.300 
Ausgaben 30.500 0 589.800 620.300 
 
im Vermögenshaushalt 
Einnahmen 0 141.500 373.300 231.800 
Ausgaben 0 141.500 373.300 231.800 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite aufgenommen werden dürfen, wird 
gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze werden nicht geändert. 
 
Schönewörde, den 21.12.2009 
 
Schermer 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
04.01.2010 - AZ: 1/1511-07 - erteilt worden. 
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Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 87 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO 
vom 01.02. bis einschl. 09.02.2010 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im 
Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde Wesendorf öffentlich aus. 
 
Schönewörde, den 15.01.2010 
 
Schermer 
Bürgermeister 
 

HAUPTSATZUNG DER GEMEINDE SCHÖNEWÖRDE 

 
Aufgrund der §§ 6 und 7 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Schönewörde in seiner Sitzung vom 21. Dezember 2009 folgende Hauptsatzung 
beschlossen. 
 
§ 1 Name (Bezeichnung, Rechtsstellung) 
 
(1) Die Gemeinde führt den Namen "Gemeinde Schönewörde". 
 
(2) Die Gemeinde gehört der Samtgemeinde Wesendorf an. 
 
§ 2 Wappen, Flagge und Dienstsiegel 
 
(1) Das Wappen der Gemeinde Schönewörde zeigt über von silbernem Wellen- 

band getrennten rotem Schildfuß in Grün einen silbernen Kiebitz, links dahinter ein 
stehendes Eichenblatt. 

 
(2) Die Flagge trägt in Streifen die Farben Grün und Weiß und ist mit dem Wappen der 

Gemeinde Schönewörde belegt. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde und die Umschrift: 
 
  "Gemeinde Schönewörde, Landkreis Gifhorn". 
 
(4) Eine Verwendung des Gemeindewappens und des Gemeindenamens zu nicht 
 behördlichen Zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig. 
 
§ 3 Wertgrenzen für Ratsaufgaben 
 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 40 Abs. 1 Nr. 11 NGO beschließt der Rat, wenn der 

Vermögenswert 2.000,-- Euro übersteigt. 
 
(2) Über Verträge der Gemeinde mit Ratsmitgliedern und sonstigen Mitgliedern von 

Ausschüssen beschließt der Rat, wenn es sich nicht um Verträge aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 
deren Vermögenswert 250,-- Euro nicht übersteigt. 

 
§ 4 Fraktionen und Gruppen im Rat 
 
(1) Fraktionen sind Zusammenschlüsse von mindestens 2 Ratsmitgliedern, die der 

gleichen Partei oder Wählergruppe angehören. 
 
(2) Gruppen sind andersartige Zusammenschlüsse von mindestens zwei 

Ratsmitgliedern. 
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(3) Auch Fraktionen können sich zu einer Gruppe zusammenschließen. Die Gruppe hat 
anstelle der beteiligten Fraktionen sämtliche Rechte und Pflichten nach der NGO. 

 
(4)  Fraktionen und Gruppen haben ihre Bildung, Umbildung und Auflösung sowie ihre 

Mitglieder sofort dem Bürgermeister schriftlich anzuzeigen und dabei ihren 
Vorsitzenden anzugeben. Der Bürgermeister unterrichtet unverzüglich den Rat. 

 
§ 5 Vertreter des Bürgermeisters 
 
Der Bürgermeister wird beim Vorsitz im Rat und bei Angelegenheiten nach § 61 Abs. 6 
Satz 1 NGO durch den stellvertretenden Bürgermeister vertreten.  
 
§ 6 Einwohnerversammlungen 
 
(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in öffentlichen Sitzungen des Rates 

und/oder im samtgemeindlichen Mitteilungsblatt "Das Sprachrohr" über wichtige 
Angelegenheiten der Gemeinde.  

 
(2) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen für die 

ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend 
über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und 
Vorhaben der Gemeinde. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und 
Meinungsäußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften über 
förmliche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben unberührt. 

 
§ 7 Beschwerden an den Rat 
 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich 

mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu 
wenden. Der Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete Eingaben sowohl an diesen 
als auch die sonst zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem 
Verwaltungsausschuss übertragen. Der Bürgermeister unterrichtet den Antragsteller 
über die Art der Erledigung. 

 
(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die 

zuständige Stelle. Der Bürgermeister entscheidet über die Unterrichtung des Rates. 

 
§ 8 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Satzungen und Verordnungen werden im amtlichen Verkündungsblatt "Amtsblatt für 

den Landkreis Gifhorn" bekannt gemacht. 
 
(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung, 

so kann die Bekanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im 
Gemeindebüro der Gemeinde Schönewörde, Schulweg 4, während der Sprechzeiten 
zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser 
Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentlichung der Satzung oder Verordnung 
wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen.  

 
(3) Satzungen und Verordnungen werden neben der in Absatz 1 und 2 vorgeschriebenen 

Form nachrichtlich durch Aushang und im Internet unter www.sg-wesendorf.de - 
Gemeinde Schönewörde bekannt gemacht.  
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(4) Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang und über das Internet www.sg-
wesendorf.de - Gemeinde Schönewörde veröffentlicht. Die Dauer des Aushangs bzw. 
die Veröffentlichung im Internet beträgt eine Woche, soweit nicht gesetzlich eine 
andere Frist bestimmt ist. 

 
(5) Einrichtungen für „Amtliche Bekanntmachungen“ befinden sich 
  

a) als Bekanntmachungskästen: 
 
aa) am Sportzentrum, Schützenstraße, 29396 Schönewörde 
ab) im Schulweg 4, 29396 Schönewörde (Gemeindeverwaltung) 

 
b) im Internet unter www.sg-wesendorf.de (Homepage Samtgemeinde Wesendorf - 

Gemeinde Schönewörde). 
 
§ 9 Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 
 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen 
oder Veröffentlichungen der Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im 
amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder männlichen 
Sprachform verwendet. 
 
§ 10 Verwaltungsausschuss 
 
Die Angehörigen des Rates sind berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses 
als Zuhörer teilzunehmen. 
 
§ 11 Inkrafttreten  
 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung vom 20.12.2001 außer Kraft. 
 
Schönewörde, den 21.12.2009 
 
Schermer 
Bürgermeister 
 

SATZUNG DER GEMEINDE SCHÖNEWÖRDE 

über die  
Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder, 

Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Schönewörde  
 
Aufgrund der §§ 6, 29 und 39 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Schönewörde in seiner Sitzung am 21. Dezember 2009 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Allgemeines 
 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied, Ehrenbeamter und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für 

die Gemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Erstattung von 
Verdienstausfall, eines Pauschalstundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung 
und Nachteile im beruflichen Bereich sowie Kinderbetreuungsaufwendungen und 
Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach dieser Satzung. 
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Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt.  
 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus 

gezahlt, auch dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats 
innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine Dienstgeschäfte 
ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als zwei Monate 
nicht, so ermäßigt sich  die Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate 
hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte 
führende Vertreter 75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Die bisherige 
Aufwandsentschädigung des Vertreters entfällt für diesen Zeitraum.  

 
(3) Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einem Empfänger einer 

Aufwandsentschädigung endgültig beendet, so erhält der Vertreter vom Beginn des 
nächsten Kalendermonats die Aufwandsentschädigung in voller Höhe. Die bisherige 
Aufwandsentschädigung des Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an. Ruht das 
Mandat,  so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
 Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz 

(Fahrtkostenpauschale) gezahlt wird, gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. 
 
 Ist der Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung an der Ausübung 

seiner ehrenamtlichen Tätigkeit vorübergehend verhindert, so entfällt die pauschale 
Fahrtkostenentschädigung von Beginn des folgenden und jeden weiteren 
Kalendermonats seiner Verhinderung. Für den gleichen Zeitraum erhält der Vertreter 
die pauschale Fahrtkostenentschädigung des Vertretenen unter Fortfall einer evtl. 
eigenen Fahrtkostenentschädigung. Bei Wiederaufnahme seiner ehrenamtlichen 
Tätigkeit erhält der Vertretene seine pauschale Fahrtkostenentschädigung vom 
folgenden Monat an. 

 
 Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einem Empfänger einer 

pauschalen Fahrtkostenentschädigung endgültig beendet, so erhält der Vertreter vom 
Beginn des nächsten Kalendermonats die pauschale Fahrtkostenentschädigung in 
voller Höhe. Die bisherige Fahrtkostenentschädigung des Vertreters entfällt von diesem 
Zeitpunkt an. 

 
 Ruht ein Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt. 
 

§ 2 
 

Sitzungsgeld für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats- und Ausschusssitzungen eine 

Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld von 20,-- Euro je Sitzung.  
 
(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit 

Ausnahme der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung unbeschadet der Regelung über 
die Reisekosten in § 9. Sie umfasst nicht den Ersatz der Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung. 

 
(3) Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Beschluss des 

Verwaltungsausschusses höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei 
mehreren Sitzungen, gleich welcher Art, die an einem Tage stattfinden, wird für die 
2. Sitzung die Hälfte des Sitzungsgeldes gezahlt, weitere Sitzungsgelder für Sitzungen 
am gleichen Tage werden nicht gezahlt. Finden zwei Sitzungen zeitlich unmittelbar 
hintereinander statt, wird nur ein Sitzungsgeld gezahlt. Eine Sitzung, die über 
24.00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde. 
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§ 3 

 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine 
Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 20 Euro. § 2 Abs. 2 und 3 sowie § 5 
dieser Satzung gelten entsprechend. 
 

§ 4 
 

Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 
 
(1)  Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche 

Aufwandsentschädigungen gezahlt: 
 

a) an den Bürgermeister     400,-- Euro 
 
b) an seinen 1. Vertreter       80,-- Euro 
 
c) an seinen 2. Vertreter         0,-- Euro 
 
d) an den Protokollführer/je Protokoll      16,-- Euro 

 
§ 5 

 
Fahrtkosten innerhalb des Gemeindegebietes 

 
(1) Für Fahrten innerhalb des Gemeindegebietes wird dem Bürgermeister eine monatliche 

Fahrtkostenpauschale von 62,-- Euro gewährt. 
 
(2) Die übrigen Ratsmitglieder und ehrenamtlich Tätige erhalten für Fahrten innerhalb der 

Gemeinde bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges 0,21 Euro je gefahrenen 
Kilometer. Höchstens werden monatlich 16,-- Euro gezahlt. 

 
§ 6 

 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 
 

a) Ratsmitglieder, neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
 
b) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, 
 
c) ehrenamtlich tätige Personen. 
 
Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet.  

 
(2) Unselbstständig Tätigen wird der notwendigerweise entstandene und nachgewiesene 

Verdienstausfall im Hauptberuf ersetzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für die 
versäumte Zeit in der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, sofern eine Freistellung von 
der Arbeit unter Fortzahlung ihrer Bezüge nicht zusteht. 
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(3) Selbstständig Tätigen kann eine Verdienstausfallpauschale je Stunde an Werktagen 
von Montag bis Freitag für die Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr und an Samstagen von 8.00 
bis 12.00 Uhr gezahlt werden für notwendigerweise entstandenen und 
nachgewiesenen Verdienstausfall im Hauptberuf, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt wird. 

 
(4) Die Entschädigung für Verdienstausfall nach Abs. 2 und 3 wird auf höchstens            

21,-- Euro je Stunde begrenzt. 
 
(5) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 und 3 geltend machen 

können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur 
durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden kann, können einen Pauschalstundensatz in Höhe von 16,-- Euro 
an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr und an 
Samstagen von 8.00 bis 12.00 Uhr erhalten. 

 
(6) Ratsmitglieder, Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich tätige Personen, die 

hauptberuflich ausschließlich einen Haushalt führen (Hausfrau oder Hausmann) und 
keinen Verdienstausfall geltend machen, haben Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 8.00 bis 
18.00 Uhr. Der Pauschalstundensatz wird auf 13,-- Euro festgelegt. 

 
§ 7 

 
Aufwendungen für Kinderbetreuung 

 
(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn für die 

Gemeinde Schönewörde ehrenamtlich tätige Personen, Ehrenbeamte und 
Ratsmitglieder infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die Betreuung von Kindern bis 
zur Vollendung des 14. Lebensjahres treffen müssen. Die Notwendigkeit besonderer 
Vorkehrungen wird angenommen, wenn der Wohngemeinschaft des in Satz 1 
genannten Personenkreises keine weiteren Personen angehören, die zur Betreuung 
der Kinder in der Lage sind und die Kinder nicht anderweitig, z. B. in 
Kindertagesstätten, betreut werden. 

 
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine 

Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 6,-- Euro je Stunde. Der Höchstbetrag 
je Tag wird auf 18,-- Euro festgesetzt. 

 
§ 8 

 
Auslagen 

 
(1) Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 

nachgewiesenen Auslagen, soweit dies durch Gesetz oder diese Satzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

 
(2) Die Erstattung von Auslagen wird auf höchstens 16,-- Euro im Monat begrenzt. 
 

§ 9 
 

Reisekosten 
 
Für genehmigte Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes erhalten Ratsmitglieder, 
Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Personen Reisekostenvergütungen, Übernachtungs- 
und Tagegeld nach den Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts.  
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§ 10 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 
 
Schönewörde, den 21. Dezember 2009 
 
Schermer 
Bürgermeister 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Der Rat der Gemeinde Wahrenholz hat am 09.12.2009 den Bebauungsplan „Am 
Weißenberge“ mit örtlicher Bauvorschrift (ÖBV) gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) 
als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus Wesendorf, Bauamt, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, sowie 
im Gemeindebüro, An der Sägemühle 1, 29399 Wahrenholz, zur Einsicht aus.  
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.6 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 

                                                 
6 abgedruckt auf Seite 69 dieses Amtsblattes 
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3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 
Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 

2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung und die Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes oder 
 
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
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nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Evers 
Bürgermeisterin 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Der Rat der Gemeinde Wesendorf hat am 11.12.2009 den Bebauungsplan „Hammerstein 
Park“ mit örtlicher Bauvorschrift (ÖBV), 1. Änderung, gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus Wesendorf, Bauamt, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, zur 
Einsicht aus.  
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.7 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder 

                                                 
7 abgedruckt auf Seite 70 dieses Amtsblattes 
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des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung und die Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes oder 
 



ABL Nr. 1/2010 

60 

- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
 
nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Penshorn 
Gemeindedirektor 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 
 

I. 
 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig 
für das Haushaltsjahr 2010 

 
Aufgrund des § 8 des Gesetzes über die Bildung des Zweckverbandes Großraum 
Braunschweig vom 27.11.1991 in der derzeit geltenden Fassung i. V. m. den §§ 82 ff. der 
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der bis zum 31.12.2005 geltenden Fassung hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig in ihrer Sitzung am 
10.12.2009 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
 
im Verwaltungshaushalt 
 
 in der Einnahme auf      76.499.900,00 EUR 
 in der Ausgabe auf      76.499.900,00 EUR 
 
im Vermögenshaushalt 
 
 in der Einnahme auf        4.541.200,00 EUR 
 in der Ausgabe auf        4.541.200,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 



ABL Nr. 1/2010 

61 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2010 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 50.000,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Verbandsumlage wird gemäß § 9 des Gesetzes über die Bildung des Zweckverbandes 
Großraum Braunschweig 
 
auf 2,0736 EUR  je Einwohner der umlagepflichtigen Verbandsglieder 
 
    und 
 
auf 0,2075 v. H.  der Summe der Steuerkraftzahlen und 90 v. H. der Schlüssel-
    zuweisungen bei den kreisfreien Städten sowie der Umlage-
    grundlagen für die Kreisumlage bei den Landkreisen 
 
festgesetzt. 
 
Wolfenbüttel, 10.12.2009 
 
Vorsitzender der        Verbandsdirektor 
Verbandsversammlung 
 
gez. Kuhlmann       gez. Dr. Kleemeyer 
 

II. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die gem. § 9 des Gesetzes über die Bildung des Zweckverbandes „Großraum 
Braunschweig“ vom 27.11.1991 in Verbindung mit § 15 (6) NFAG erforderliche 
Genehmigung der Verbandsumlage ist durch das Nds. Ministerium für Inneres, Sport und 
Integration am 15.01.2010 unter dem Aktenzeichen 32.23 - 10302-111 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 des Zweckverbandes Großraum 
Braunschweig liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04. bis 12.02.2010 werktags in der 
Zeit von 09.00 bis 13.00 Uhr im Dienstgebäude des Zweckverbandes Großraum 
Braunschweig in Braunschweig, Frankfurter Straße 2, 1. Obergeschoss, Zi. 1.08, zur 
Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Braunschweig, im Januar 2010 
 
i. V. 
 
Kegel 
Erster Verbandsrat 
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D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
- - - 
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Übersichtsplan   M 1: 5.000
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